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Eingänge Erledigungen

QUELLE: BUNDESGERICHT

Geschäfte der Strafrechtlichen Abteilung des Bundesgerichts

Die Zahlen zeigen die Entwicklung der Geschäftslast der Strafrechtlichen Abteilung
seit Einführung der Schweizerischen Strafprozessordnung 2011.
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Murren und Ächzen in Lausanne
Das Bundesgericht klagt über die hohe Arbeitslast, namentlich im Strafrecht

Die Zahl der Strafrechtsfälle
hat in den letzten Jahren
deutlich zugenommen. Das
Bundesgericht erhofft sich Hilfe
vom Bundesrat. Doch eine
schnelle Lösung ist nicht in Sicht.

KATHARINA FONTANA

Wird das Bundesgericht von Arbeit er-
drückt, muss es entlastet werden? Geht
es nach dem höchsten Gericht, so sind
Korrekturen nötig, und zwar dringend.
Die Fallzahlen in Lausanne und Luzern
bewegten sich auf einem sehr hohen
Niveau, der Arbeitsanfall in gewissen
Abteilungen sei ausserordentlich hoch,
so die Klage. Sorgen bereitet dem Bun-
desgericht speziell die Situation der
Strafrechtlichen Abteilung, wie vor kur-
zem bei der Präsentation des Geschäfts-
berichts 2016 dargelegt wurde. Tatsäch-
lich sind die Fallzahlen dort in den letz-
ten Jahren deutlich angestiegen. Wäh-
rend im Jahr 2011 878 neue Eingänge im
Strafrecht verzeichnet wurden, lag die
Zahl im vergangenen Jahr bei 1469 Fäl-
len (vgl. Grafik). Die Pendenzen neh-
men zu, über 660 Dossiers musste die
StrafrechtlicheAbteilung Ende 2016 auf
dieses Jahr übertragen.

Der Fall Behring als Beispiel

Warum die strafrechtlichen Beschwer-
den derart zugenommen haben, darüber
weissman nichts Verlässliches. AmBun-
desgericht gibt es aber gewisse Vermu-
tungen. So ist zu hören, dass der Gesetz-
geber das Strafrecht nicht mehr bloss als
Ultima Ratio einsetze, sondern laufend
neue Straftatbestände schaffe. Zudem
hätten sich mit Einführung der neuen
Schweizerischen Strafprozessordnung
im Jahr 2011 die Erfolgsaussichten für
die Beschwerdeführer verbessert, da das
Bundesgericht das Prozessrecht nun frei
und nicht mehr nur auf Willkür prüfe;
als Folge davon gebe esmehrVerfahren.

Einen wichtigen Treiber für das An-
steigen der Geschäftslast sieht man am

Bundesgerichtdarin, dassdieStellungder
Geschädigten unter dem neuen Strafpro-
zessrecht deutlich aufgewertetworden ist.

Nicht nur die eigentlichenOpfer einer
Straftat – also Personen, die durch ein
Delikt in ihrer körperlichen, sexuellen
oder psychischen Integrität unmittelbar
beeinträchtigt wurden – können sich an
das Bundesgericht wenden. Zur Be-
schwerde legitimiert ist darüber hinaus
auch jedePerson, die sonst in ihrenRech-
ten verletzt wurde, also etwa Geld ver-
loren hat. Sie kann als Privatklägerin am
Strafverfahren teilnehmen und auf diese
Weise Schadenersatzansprüche einfor-
dern. Rund 200 bis 300 Fälle jährlich
können nach Einschätzung von Bundes-
richtern auf solche Konstellationen zu-

rückgeführt werden. –Wie krass sich der
Einbezug derGeschädigten in der Praxis
auswirken kann, zeigt derzeit der Fall des
wegen gewerbsmässigen Betrugs verur-
teilten Financiers Dieter Behring. Rund
1300 betrogene Anleger schlossen sich
dem Strafverfahren als Privatkläger an
und machten ihre Schadenersatzforde-
rungen gegenüber Behring im Rahmen
des Prozesses vor Bundesstrafgericht
geltend. Diesem oblag dann die zeitauf-
wendige Aufgabe, einen Grossteil dieser
zivilrechtlichen Ansprüche zu klären.

Die neue Strafprozessordnung dürfte
nicht nur beim Bundesgericht, sondern
auch in den Kantonen für einen Anstieg
der Geschäftslast gesorgt haben. Dies
zumindest ist die Erfahrung von Rolf

Grädel, der bis Ende 2016 als Berner
Generalstaatsanwalt und Präsident der
schweizerischen Staatsanwälte-Konfe-
renz gewirkt hat. In Bern bewege man
sich heute auf einem sehr hohenNiveau,
wobei ein Teil derArbeitszunahmewohl
darauf zurückzuführen sei, dass den Ge-
schädigten mehr Rechtsmittel zustün-
den als früher. Doch auch die ausgebau-
ten Teilnahmerechte der Beschuldigten
hätten den Aufwand für die Strafjustiz
erheblich erhöht, sagt Grädel.

Im Bundesamt für Justiz (BJ) ist man
derzeit daran, Verbesserungen der Straf-
prozessordnungauszuarbeiten.BisEnde
2018muss derBundesrat demParlament
eine entsprechende Gesamtschau unter-
breiten.LautBJ soll dieVernehmlassung

über die strafprozessualen Änderungen
diesen Herbst eröffnet werden. Ob auch
die Parteistellung der Geschädigten ein
Thema sein wird, ist noch nicht bekannt.

Verhaltener Reformwille

In Lausanne setzt man die Hoffnungen
derweil in eine andereRevision, nämlich
in jene des Bundesgerichtsgesetzes: Sie
soll die Hürden für den Zugang an das
höchsteGericht erhöhen und so für Ent-
lastung sorgen, gerade auch im Straf-
recht. Wie schnell mit der Reform zu
rechnen ist, ist allerdings eine offene
Frage. In der Vernehmlassung hat das
Vorhaben ein gemischtes Echo ausge-
löst und wurde namentlich von rot-grü-
nen Kreisen ungnädig aufgenommen.
Beim Eidgenössischen Justiz- und Poli-
zeidepartement scheint der Wille, die
Revision voranzutreiben, nun eher ver-
halten zu sein. So wurde dem BJ noch
kein grünes Licht erteilt, die bundesrät-
liche Botschaft zuhanden des Parla-
ments auszuarbeiten.

140 Tage im Schnitt
fon. Das Bundesgericht hatte im letz-
ten Jahr etwas weniger zu tun als 2015;
das zeigt der Geschäftsbericht 2016. Bei
den fünf Abteilungen in Lausanne, wo
man sich mit öffentlichem Recht, Zivil-
recht und Strafrecht beschäftigt, und
den zwei sozialversicherungsrechtlichen
Abteilungen in Luzern wurden 2016 ge-
samthaft 7743 Eingänge verzeichnet –
1,4 Prozent weniger als 2015.

Übers Ganze gesehen konnte das
höchste Gericht mit den Eingängen
Schritt halten: Die Zahl der Erledigun-
gen lag letztes Jahr bei 7811, es wurden
also mehr Dossiers abgearbeitet als
neue eingingen. Auch arbeiten die Rich-
terinnen undRichter effizient. So betrug
die durchschnittliche Prozessdauer 140
Tage – italienische Verhältnisse mit sich
während Jahren hinziehenden Verfah-
ren gibt es also nicht. Lediglich 38 Fälle
waren Ende 2016 älter als zwei Jahre.

Staatsanwaltschaft wird aktiv
Gegen Jürg Jegge laufen Vorermittlungen wegen sexuellen Missbrauchs von Schülern

-yr. Noch am späten Freitagnachmittag
hat die Zürcher Oberstaatsanwaltschaft
Ermittlungen im Fall des früheren Son-
derschullehrers und Buchautors Jürg
Jegge eingeleitet. Das gab eine Spreche-
rin gegenüber diversen Sonntagszeitun-
gen bekannt. Zuvor hatte der inzwi-
schen 73-jährige Jegge in verschiedenen
Medien Stellung genommen zu den
Missbrauchsvorwürfen, die ein ehemali-
ger Schüler in Buchform erhoben hatte.
Jegge legte ein Geständnis ab und sagte,
er habe mit «weniger als zehn Schülern»
einen sexuellen Kontakt gehabt. Eine
Schuld wollte er im Interview mit der
NZZ aber nur zögerlich einräumen.

Es ist davon auszugehen, dass die bis
anhin bekannten Fälle verjährt sind.
Trotzdem sollen die Missbräuche straf-
rechtlich aufgearbeitet werden. Zwar
wurde Ende 2008 eine Volksinitiative
angenommen, die die Unverjährbarkeit
von schweren sexuellen Straftaten an
Kindern vor der Pubertät vorsah. Bei
der Ausarbeitung des Gesetzes, das An-
fang 2013 in Kraft trat, wurde die Vor-
pubertät mit einem Alter von unter
zwölf Jahren definiert.

Eine generelle Rückwirkung er-
schien aus rechtsstaatlichen Überlegun-
gen nicht opportun.Doch derBundesrat

setzte zumindest durch, dass auch jene
schweren Sexualdelikte an unter Zwölf-
jährigen unverjährbar bleiben, die 2008
noch nicht verjährt waren.

Im Fall vonMarkus Zangger hilft das
nicht. Er war zwölf Jahre alt, als er 1970
in Jegges Sonderschule im Zürcher
Unterland eintrat. Die Übergriffe, die er
in dem vergangeneWoche erschienenen
Buch «Jürg Jegges dunkle Seite» auf-
arbeitet, begannen etwas später. Die
Initianten der Volksinitiative waren
allerdings nach der für sie erfolgreichen
Abstimmung zunächst davon ausgegan-
gen, dass die Altersgrenze für die Vor-
pubertät bei 16 Jahren festgelegt werde.
Doch selbst das hätte an der Verjährung
von Jegges Taten nichts geändert.

1985 schloss der einstmalige «Lehrer
der Nation» die Sonderschule und eröff-
nete die Ausbildungsstätte «Märtplatz»,
in unmittelbarer Nachbarschaft zu sei-
nem Wohnort in Rorbas. Dort haben
Jugendliche in schwierigen Lebenslagen
bis heute die Möglichkeit, eine Lehre zu
absolvieren. Die Institution gilt als vor-
bildlich und verfügt über einen über-
durchschnittlichen Leistungsausweis.

Der «Märtplatz» galt bis anhin als
Jegges Lebenswerk. Der Umgang dort
mag zuweilen recht salopp gewesen sein,

aber Jegge versichert im Interview, im
Gegensatz zur Sonderschule habe er mit
keinen Schutzbefohlenen sexuellen
Kontakt gehabt. Aus Reputationsgrün-
den trat er vergangene Woche als
Ehrenpräsident der Stiftung zurück.

Die eingeleiteten Vorermittlungen
der Staatsanwaltschaft werden insbe-
sondere klären müssen, ob Jegge tat-
sächlich keinen sexuellen Missbrauch
mit einem Minderjährigen oder Schutz-
befohlenen begangen hat, der noch
nicht verjährt ist. Wie die langjährige
Staatsanwältin und heutige Bildungs-
direktorin des Kantons Zürich, Silvia
Steiner, gegenüber dem «Sonntags-
Blick» sagte, geht sie davon aus, dass die
Fälle vor 1987 verjährt sind.

Begleitend zur strafrechtlichen Auf-
arbeitung will Regierungsrätin Steiner
Abklärungen in der Bildungsdirektion
vornehmen. Bekannt ist bis jetzt, dass
die Schulpflege der Gemeinde Embrach
Jegge 1973 verschiedene Weisungen er-
teilte. Dieser publizierte sie sogar in
einem seiner Bücher mit dem Hinweis,
die Behörden wollten ihn einengen. In
einer der Weisungen wird er ermahnt,
während der Schulstunden keine Auto-
fahrten zu unternehmen und die Kinder
nicht zu sich nach Hause zu nehmen.

Frankreich weist
Genfer Prediger
Ramadan aus
Als «ernsthafte Gefahr» eingestuft
und in Colmar verhaftet

(Reuters) Frankreich hat den Leiter
des islamischen Zentrums in Genf des
Landes verwiesen. Hani Ramadan stel-
le aufgrund früherer Aussagen und
Handlungen eine ernsthafte Gefahr der
öffentlichen Ordnung dar, heisst es in
einer Mitteilung des französischen In-
nenministeriums. Ramadan wurde in
Colmar im Elsass verhaftet und am
Samstagabend von der Polizei zur
Schweizer Grenze eskortiert. Er wollte
in Colmar an einer Konferenz teil-
nehmen.

Der in Genf geborene Hani Rama-
dan ist ein Enkel des Gründers der isla-
mischen Bruderschaft in Ägypten. Erst-
mals Aufsehen erregte Ramadan im
Jahr 2002. Er war damals noch Franzö-
sischlehrer an einer öffentlichen Schule
in Genf und verteidigte in einem Zei-
tungsartikel der Zeitung «Le Monde»
die Steinigung von Ehebrechern. Dar-
aufhin verlor er seine Stelle als Lehrer.
– Seit den Anschlägen von Paris im
November 2015 gelten in der französi-
schen Hauptstadt erhöhte Sicherheits-
massnahmen zur Terrorabwehr.
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